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1953 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


betr. Lebensmittelpreise 


Der Bundestag wolle beschließen : 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. bei der Durchführung agrarpolitischer Maßnahmen folgende 

Richtlinien zu beachten: 

a) Zur Vermeidung einer Verteuerung der Lebenshaltung, ins- 
besondere zum Schutz der Bezieher kleiner Einkommen und 
Renten, ist eine Erhöhung der Lebensmittelpreise, z. B. des 
Milchpreises, zu verhindern. Die Bundesregierung wird aufge- 
fordert, durch gecitmetc wirtschaftspolitische Maßnahmen und 
notfalls durch Subventionen, für die in erster Linie die Ein- 
nahmen aus der Verteuerung der ein geführten Lebensmittel 
(Abschöpfung) zu verwenden sind, die Auswirkung von Preis- 
steigerungen in anderen Wirtschaftsbereichen auf die landwirt- 
schaftlichen Produktionskosten so auszugleichcn, daß jeder 
Anlaß für eine Erhöhung der Verbraucherpreise entfällt. 

b) Die Tätigkeit der Einfuhr- und Vorratssteüen ist auf das zum 
Schutze der deutschen Erzeuger unbedingt notwendige Maß 
zu beschränken. Jede darüber hinausgehende Betätigung im 
Markt ist wegen der damit verbundenen Preisbeeinflussung 
einzustellen. Einseitige Handhabung der Marktordnung im 
Sinne der Erzeugerpreisstützung ist unzulässig. Vorräte dürfen 
nur dann gebildet werden, wenn dadurch eine wirksame 
Sicherung der Verbraucherpreise ermöglicht wird. Soweit Ein- 
griffe der Einfuhr- und Vorratsstellcn zum Schutz der Er- 
zeugerpreise erforderlich sind, sind die aus dem Markt ge- 
nommenen Waren zur Vermeidung unnötiger Lagerkosten 
und Qualitätsminderungen umgehend und verbilligt dem 
Markt wieder zuzuführen. 

c) Die Maßnahmen zum Schutz der inländischen Erzeugung gegen 
Einfuhren (Zölle, Einfuhr-Sperrfristen, Einfuhr-Mindestpreise) 
sind darauf zu überprüfen, inwieweit sie der inzwischen ge- 
stiegenen Produktivität der deutsdien Landwirtsdiaft und der 
ebenfalls gestiegenen Zunahme des Verbrauchs noch entsprechen. 
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d) Wünsche einzelner Gruppen mit preisverteuernder Wirkung, 
wie z. B. die Forderung auf Zollerhöhung für Stärke und 
Eier, die Monopolabgabc auf Wermutwein, besondere steuer- 
liche Belastung bestimmter Handelsformen usw. sind abzulehnen. 
Verbraucherpreise dürfen nicht mehr mit Exportsubventionen 
belastet werden; 

2. a) beschleunigt eine Novelle vorzulegen, mit der die Bestim- 
mungen des Lebensmittelrechts dem heutigen Stand der Ver- 
arbeitungstechnik angepaßt werden. Durch eine scharfe Über- 
wachung ist eine Preissteigerung durch Qualitätsverschlechterung 
zu bekämpfen; 

b) dem Bundestag beschleunigt eine Vorlage zugehen zu lassen, 
mit der die Mittel angefordert werden, die erforderlich sind, 
den in landwirtschaftlichen Betrieben verbrauchten Motoren- 
brennstoff so zu verbilligen, daß die gegenwärtige stärkere 
Belastung der Produktionskosten der deutschen Landwirtschaft 
in dieser Beziehung gegenüber ihrer ausländischen Konkurrenz 
ausgeglichen wird ; 

3. dem Bundestag bis zum 1. Dezember 1955 zu berichten, welche 
Maßnahmen sie zur Verhinderung einer weiteren Preissteigerung 
resp. zur Senkung der Preise für Lebensmittel ergriffen hat. 


Bonn, den 16. September 1955 


Ollenhauer und Fraktion 



